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Bauordnung für Wien; „ausnahmsweise" in g 84 Abs. 7 ist ein 
auslegbarer unbestimmter Rechtsbegriff 

Erk. v. 18. März 1935, G 29/34 (siehe Anlaßfall Slg. 3527/1975) 

1. Die im g 84 Abs. 7 der Bauorduung f. Wien, LGBL 11/1930, i. d. F. des 
Gesetzes LGB1. 28/1956 enthaltene Wendung „u. dgL" wird nicht als ver- 
fassungswidrig aufgehoben. 

2. Im übrigen wird das Gesetzesprüfuugsverfahren eingestellt. 

Entscheidnngsgründe: 

I. 1. Der Magistrat der Stadt Wien hat dem Beteiligten des hg. 
Beschwerdeverfahrens B 123/74 u. a. gemäß g 30 der BauO f. Wien, 
LGB1. 11/1930, zuletzt geändert durch das Gesetz LGB1. 28/1974, die 
Bewilligung erteilt, auf einem Grundstück mit einem Einfamilienhaus 
an der linken Grundgrenze eine 2'50 m hohe Einfriedungsmauer 
unter Einhaltung der Vorgartentiefe sowie an der linken und hinteren 
Grundgrenze einen 4 m X 6 m großen gemauerten Geräteschuppen 
zu errichten; dagegen von der Beschwerdeführerin als Nachbarin 
erhobene Einwendungen sind abgewiesen worden. 

2. Auf Grund der von der Nachbarin gegen den erstinstanzlichen 
Bescheid erhobenen Berufung hat die Bauoberbehörde für Wien den 
(neuerlich) abweisenden Abspruch über deren Einwendungen neu 
formuliert und hat die Berufung im übrigen als unbegründet abge- 
wiesen. In der Begründung des Berufungsbescheides hat sich die 
Bauoberbehörde zunächst mit den Einwendungen auseinandergesetzt 
und hat sodann den Standpunkt vertreten, daß die Errichtung der 
Einfriedungsmauer und des Geräteschuppens zu bewilligen sei, da 
die Voraussetzungen des g 88 Abs. 3 bzw. des g 84 Abs. 7 der BauO 
f. Wien vorlägen. 

3. Der Berufungsbescheid bildet den Gegenstand der gemäß 
Art. 144 B-VG erhobenen Beschwerde B 127/34. 

4. Der Verfassungsgerichtshof hat aus Anlaß dieser Beschwerde 
beschlossen, gemäß Art. 140 Abs. 1 B-VG von Amts wegen ein Ver- 
fahren zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der Bestimmungen des 
g 84 Abs. 3 der BauO f. Wien (i. d. F. des Gesetzes LGB1. 28/1956) 
sowie des g 88 Abs. 3 leg. cit. einzuleiten, die wie folgt lauten: 

(7) Ausnahmsweise kann bei offener, gekuppelter, Gruppen- und 
Zeileubauweise der Bau von Lusthäuschen, kleinen Glashäusern und 
Garagen für den Eigenbedarf, Kegelbahnen u. dgl. von 20m Tiefe ab, 
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gerechnet von der vorderen Bauflucht des Vordergebäudes, auch im 
Seitenabstand und in dem an der rückwärtigen Grenze unbebaut zu 
belassenden Streifen (Absatz 1) dann bewilligt werden, wenn hiedurch 
das Straßenbild nicht verunziert wird und sonst kein Nachteil entsteht. 
Dasselbe gilt für die Errichtung von Nebengebäuden (g 81, Absatz 2) auf 
den infolge der Festsetzung einer inneren Baufluchtlinie unbebaut zu 
belassenden Flächen bei allen Bauweisen. 

) 88 . . . . . . . . . . 
(3) Sonstige seitliche und rückwärtige Grundgrenzen können, wenn 

im Bebauungsplan nichts anderes vorgeschrieben ist, durch volle 
Wände abgeschlossen werden, die in der Regel den Boden des höheren 
Grundstückes um nicht mehr als 2'50 m überragen dürfen. 

5. Die Wiener Landesregierung hat in diesem Gesetzesprüfungs- 
verfahren eine Äußerung erstattet. 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat erwogen: 
A. (Zu g 84 Abs. 7 der BauO f. Wien) 
1. Die im Beschwerdeverfahren belangte Behörde hat die dem 

beteiligten Bauwerber erteilte Bewilligung, einen Geräteschuppen 
(insbesondere) im Seitenabstand zu errichten, auf die (u. a. ) Aus- 
nahmen von der Verpflichtung zur Einhaltung der Seitenabstände 
gestattende Vorschrift des g 84 Abs. 7 der BauO f. Wien gestützt. 
Diese Gesetzesstelle ist daher in einem noch festzustellenden Umfang 
eine Voraussetzung der vom Verfassungsgerichtshof im Beschwerde- 
verfahren zu fällenden Entscheidung. Sie umschreibt in ihrem ersten 
Satz die Objekte, für die eine solche Ausnahmegenehmigung erteilt 
werden kann, in der Wortfolge „Bau von Lusthäuschen, kleinen Glas- 
häusern und Garagen für den Eigenbedarf, Kegelbahnen u. dgl. ". 
Da der im Beschwerdefall in Betracht zu ziehende geplante Geräte- 
schuppen (im Ausmaß von 4 m X 6 m) nur der in dieser Wortfolge 
enthaltenen Wendung „u. dgl. " unterstellt werden kann, ist g 84 
Abs. 7 ausschließlich in dem durch diese Wendung festgelegten sach- 
lichen Geltungsbereich präjudiziell. Das hinsichtlich dieser Gesetzes- 
bestimmung eingeleitete Gesetzesprüfungsverfahren ist daher im 
übrigen einzustellen, so daß eine Erörterung der vom Verwaltungs- 
gerichtshof in seinem Erkenntnis vom 8. März 1971, Slg. 7986/A, ver- 
neinten Frage entbehrlich ist, ob der Abs. 7 des g 84, soweit er sich 
auf Garagen bezieht, noch dem geltenden Rechtsbestand angehört. 

2. a) In dem das Prüfungsverfahren einleitenden Beschluß hat 
der Verfassungsgerichtshof die gegen die Verfassungsmäßigkeit des 

84 Abs. 7 der BauO f. Wien bestehenden Bedenken wie folgt 
dargelegt: 

Die belangte Behörde habe den () 84 Abs. 7 dahin ausgelegt, daß 
die Erteilung der darin vorgesehenen Bewilligung von zwei Voraus- 
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setzungen abhängig sei: einerseits davon, daß ein Ausnahmegrund 

vorliege (arg. „ausnahmsweise"), und andererseits von der Voraus- 
setzung, daß das Straßenbild nicht verunziert wird und auch sonst 
kein Nachteil entsteht. Einer anderen Auslegung dieser Bestimmung, 
nämlich dahin, daß die zuletzt erwähnte 'Voraussetzung bloß eine 
nähere inhaltliche Bestimmung des den Abs. 3 einleitenden Wortes 
„ausnahmsweise" bedeute, mit anderen Worten: daß ein die Er- 
teilung der Bewilligung rechtfertigender Ausnahmegrund bereits dann 
vorliege, wenn durch den Bau weder das Straßenbild verunziert wird 
noch sonst ein Nachteil entsteht, könnten zwei Erwägungen entge- 
gengehalten werden: zunächst der Auslegungsgrundsatz, daß dem 
Gesetzgeber im Zweifel nicht der Gebrauch überflüssiger Worte unter- 
stellt werden dürfe (das Wort „ausnahmsweise" erschiene bei der 
letzteren Auslegung als überflüssig), und weiters der Umstand, daß 
eine solche Auslegung deshalb der erklärten Absicht des Gesetz- 
gebers widerstreiten würde, weil sie praktisch wohl den als Aus- 
nahme vorgesehenen Fall zum Regelfall oder zumindest zu einem 
häufigen Fall werden ließe. 

Auf dem Boden der auch von der belangten Behörde vertretenen 
Rechtsanschauung bestünden gegen den Abs. 3 des g 84 der BauO 
f. Wien jedoch verfassungsrechtliche Bedenken, weil diese Bestim- 
mung — entgegen dem aus Art. 18 Abs. 1 B-VG abzuleitenden Gebot 
der zureichenden inhaltlichen Vorausbestimmung individueller Ver- 
waltungsakte durch das Gesetz — nicht in ausreichender Weise um- 

schreibe, wann ein Grund für eine Ausnahme vorliegt, und dies 
anscheinend auch den übrigen Vorschriften der BauO f. Wien nicht 
entnommen werden könne. 

b) Die Wiener Landesregierung geht in ihrer Äußerung davon 
aus, daß es sich beim Ausdruck „ausnahmsweise" um einen soge- 
nannten unbestimmten Rechtsbegriff handle. Die Verwendung soge- 
nannter unbestimmter Rechtsbegriffe sei nach der Rechtsprechung der 
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts an sich verfassungsrechtlich un- 
bedenkli&, wenngleich der vollziehenden Behörde ein gewisser Spiel- 
raum eingeräumt werde. Aus Art. 18 Abs. 1 B-VG sei nämlich nur 
abzuleiten, daß die Gesetze das verwaltungsbehördliche Verhalten 
in einem solchen Maß zu determinieren haben, daß der Verwaltungs- 
gerichtshof in der Lage ist, die Ubereinstimmung der individuellen 
Verwaltungsakte mit den Gesetzen zu überprüfen. Der Verwaltungs- 
gerichtshof habe jedoch in seiner bisherigen Rechtsprechung zur Aus- 
legung des Ausdruckes „ausnahmsweise" keine verfassungsrecht- 
lichen Bedenken geäußert, sondern habe stets im Einzelfall die Uber- 
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einstimmung des individuellen Verwaltungsaktes mit diesem unbe- 
stimmten Rechtsbegriff überprüft. Im Bereich der Anwendung des 

5 84 Abs. 7 der BauO f. Wien sei auf das Erkenntnis des Verwaltungs- 
gerichtshofes Slg. 4645/A hinzuweisen. Da der Bauordnungsgesetz- 
geber im g 9 Abs. 4 der BauO f. Wien die Ausnahmen von den grund- 
sätzlich einzuhaltenden Fluchtlinien und Höhenlagen gleichfalls mit 
dem unbestimmten Rechtsbegriff „ausnahmsweise" umschrieben habe, 
sei hier auch die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu 
dieser Gesetzesstelle (hingewiesen wird auf die Erkenntnisse des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 26. April 1965, Zl. 2273/64, vom 12. Mai 
1969, Zl. 919/68, vom 27. April 1970, Zl. 126/69, sowie Slg. 7958/A und 
8189/A) in Betracht zu ziehen. Im Hinblick auf die angeführte Recht- 
sprechung des Verwaltungsgerichtshofes, jedenfalls aber unter dem 
Gesichtspunkt einer möglichen verfassungskonformen Gesetzesaus- 
legung hält die Wiener Landesregierung die Bestimmung des g 84 
Abs. 7 des BauO f. Wien für verfassungsmäßig. 

c) Die Wiener Landesregierung weist zutreffend darauf hin, daß 
die BauO f. Wien in ihrem g 9 Abs. 4 eine mit der in Prüfung ge- 
zogenen Bestimmung vergleichbare Regelung enthält, in der eben- 
falls der sogenannte unbestimmte Rechtsbegriff „ausnahmsweise" 
gebraucht wird. Nach dem zweiten Satz des g 9 Abs. 4 kann von 
dieser Forderung (nämlich der Einhaltung der sich aus dem Bebau- 
ungsplan ergebenden Fluchtlinien und Höhenlagen) ausnahmsweise 
mit Zustimmung des zuständigen Gemeinderatsausschusses bei Er- 
weiterung bestehender Bauanlagen durch den Neubau von Neben- 
gebäuden (g 81, Abs. 2) oder durch Zuhauten sowie bei Umbauten 
und fundierten Einfriedungen unter den fallweise festzusetzenden 
Bedingungen abgegangen werden. Der Verwaltungsgerichtshof hat 
in seinen Erkenntnissen vom 12. Mai 1969, Zl. 919/68, vom 27. April 
1970, Zl. 126/69, und vom 13. März 1972, Slg, 8189/A, das in der 
wiedergegebenen Gesetzesstelle verwendete Wort „ausnahmsweise" 
dahin ausgelegt, daß es das Vorliegen eines Ausnahmefalles um- 
schreibt. Nach dem zuletzt angeführten Erkenntnis des Verwaltungs- 
gerichtshofes ist ein solcher Ausnahmefall dann anzunehmen, wenn 
die Situation des Bauwerbers sich in objektiver Hinsicht von der 
Situation anderer Bauwerber dadurch abhebt, daß ein triftiger Grund 
dafür besteht, eine Ausnahme anzustreben; wenn diese gesetzlichen 
Voraussetzungen für eine Ausnahme nach g 9 Abs. 4 gegeben sind, 
so liegt deren Gewährung im Ermessen der Behörde. 

Schon die angeführte Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts- 
hofes zur vergleichbaren Bestimmung des g 9 Abs. 4 der BauO f. 
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Wien zeigt, daß dem vom Gesetzgeber im g 84 Abs. 3 leg. cit. ge- 
brauchten Ausdruck „ausnahmsweise" ein zureichend bestimmter Be- 
griffsinhalt zukommt; er charakterisiert eine Situation des Bauwer- 
bers, die sich in objektiver Hinsicht von der Lage anderer Bauwerber 
abhebt. Auf Grund der gegebenen tatsächlichen Verhältnisse ist es 
im Einzelfall durchaus feststellbar, ob eine als Ausnahme zu beur- 
teilende Situation des Bauwerbers vorliegt. Dazu kommt im gege- 
benen Zusammenhang, daß die Voraussetzungen, unter denen die 
Baubehörde zur Erteilung einer Ausnahmegenehmigung befugt ist, 
weiters (negativ) dadurch umschrieben sind, daß weder das Straßen- 
bild verunziert werden noch sonst ein Nachteil entstehen darf. 

Wie der Verfassungsgerichtshof in seiner bisherigen Recht- 
sprechung betont hat (vgl. z. B. das Erk. Slg. 3163/1933 und die dort 
angeführten weiteren Entscheidungen), räumt ein zur Festlegung 
eines Tatbestandes oder Tatbestandsmerkmales verwendeter soge- 
nannter unbestimmter Rechtsbegriff dem Vollziehungsorgan stets 
einen gewissen Spielraum ein. Die Beantwortung der Frage, ob eine 
dem Art. 18 Abs. 1 B-VG entsprechende zureichende Determinierung 
des Gesetzesinhaltes vorliegt, hängt davon ab, ob das Gesetz das 
verwaltungsbehördliche Verhalten in einem solchen Maße determi- 
niert, daß der Verwaltungsgerichtshof in der Lage ist, die Uberein- 
stimmung der individuellen Verwaltungsakte mit dem Gesetz zu 
überprüfen; die verwendeten Begriffe müssen so bestimmt sein, daß 
sie einen der Vollziehung fähigen Inhalt umschreiben. Da dies nach 
dem Vorgesagten für den g 84 Abs. 3 der BauO f. Wien zutrifft, 
erweist sich die in Prüfung gezogene Gesetzesstelle im präjudiziellen 
Umfang ohne Rücksicht darauf als verfassungsmäßig, ob man in ihr 
eine Ermessensvorschrift erblickt oder nicht. Sie ist daher nicht als 
verfassungswidrig aufzuheben. 

B. (Zu g 88 Abs. 3 der BauO f. Wien) 

1. a) Soweit der im Beschwerdeverfahren angefochtene Bescheid 
dem beteiligten Bauwerber die Bewilligung erteilt, an der linken 
Grundgrenze eine 250 m hohe Einfriedungsmauer zu errichten, stützt 
er sich auf g 88 Abs. 3 der BauO f. Wien. Der Verfassungsgerichtshof 
hat in seinem Unterbrechungsbeschluß vorläufig angenommen, daß 
(auch) diese Gesetzesstelle eine Voraussetzung seiner Entscheidung 
in der Beschwerdesache bildet. Hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit 
dieser Gesetzesbestimmung sind ähnliche Bedenken wie in bezug 
auf die des g 84 Abs. 3 entstanden. Wenn g 88 Abs. 3 vorsehe, daß 
Wände „in der Regel" den Boden des höheren Grundstückes um 
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nicht mehr als 2'50 m überragen dürfen, so sei anscheinend weder 
aus dieser Vorschrift noch aus einer sonstigen Bestimmung der BauO 
f. Wien erkennbar, welche Fälle als Regelfall und welche als Aus- 
nahmen anzusehen seien, bei denen die beabsichtigte Errichtung einer 
höheren Wand zu bewilligen wäre (allenfalls auch die Baugenehmi- 
gung zu versagen wäre, weil der Baubehörde entgegen dem Bauan- 
suchen die Errichtung einer die Höhe von 2'50 m erreichenden Wand 
nicht am Platz erscheint). Enthalte das Gesetz eine „in der Regel" 
geltende Bestimmung, so sei auf Grund des Determinierungsgebotes 
des Art. 18 Abs. 1 B-VG zu fordern, daß die von der Regel möglichen 
Abweichungen im Gesetz gleichfalls genügend vorherbestimmt sind 
(Erk. Slg. 3038/1933). 

b) Der vorläufigen Annahme des Unterbrechungsbeschlusses über 
die Präjudizialität des g 88 Abs. 3 hält die Wiener Landesregierung 
unter Hinweis darauf, daß das Bauvorhaben eine Höhe von 250 m 
ni c ht überschreitet, entgegen, es sei der Standpunkt vertretbar, 
daß die in dieser Gesetzesstelle enthaltenen Worte „in der Regel" 
von der Baubehörde nicht anzuwenden gewesen seien. Sie begründet 
diesen Standpunkt damit, daß auch dann, wenn diese Worte im Ge- 
setzestext nicht enthalten wären, die Einfriedungsmauer jedenfalls 
zu bewilligen gewesen wäre, weil sie den Boden des höheren Grund- 
stückes um nicht mehr als 2'50 m überragen soll. Die Wiener Landes- 
regierung hält es daher für zweifelhaft, ob die Präjudizialität des 
g 88 Abs. 3 der BauO f. Wien in der im Unterbrechungsbeschluß 
angenommenen Weise gegeben ist. 

c) Der von der Wiener Landesregierung erhobene Einwand er- 
weist sich als begründet. 

Entgegen der vorläufigen Annahme des Prüfungsbeschlusses er- 
laubt es der eindeutige Wortlaut dieser Gesetzesstelle nicht, sie 
dahin auszulegen, daß sie der Baubehörde auch die Befugnis ein- 
räumt, die Bewilligung für eine bis zu einer Höhe von 2'50 m 
projektierte volle Wand deshalb zu versagen, weil ihr eine Ein- 
friedung mit einer niedrigeren als der vom Bauwerber geplanten 
Höhe am Platz erscheint. Unter Bedachtnahme auf das im Anlaßbe- 
schwerdefall zu beurteilende Projekt folgt daraus, daß die im Be- 
schwerdeverfahren belangte Behörde die im g 88 Abs. 3 enthaltenen 
Worte „in der Regel" und damit aber auch jene damit ausgedrückte 
Norm weder angewendet hat noch anzuwenden gehabt hätte, die das 
Verhalten der Baubehörde in den von der Regel abweichenden Fällen 
festlegt. Sie hat vielmehr in Ansehung des konkreten Bauvorhabens 
den g 88 Abs. 3 ausschließlich insoweit angewendet, als er die Vor- 
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gangsweise der Baubehörde in bezug auf Einfriedungen regelt, deren 
geplante Höhe 2'50 m nicht übersteigt. 

Da sich die gegen die Bestimmung des g 88 Abs. 3 bestehenden 
Bedenken des Verfassungsgerichtshofes jedoch auf eine solche im 

g 88 Abs. 3 liegende, vom übrigen Inhalt dieser Gesetzesstelle auch 
sprachlich trennbare Norm beziehen, die im Beschwerdefall als Maß- 
stab für die Beurteilung des angefochtenen Bescheides nicht in Be- 
tracht kommt, ist das in bezug auf g 88 Abs. 3 der BauO f. Wien ein- 
geleitete Gesetzesprüfungsverfahren einzustellen. 

7522 

StVO 1960; gleichheitswidriges Parkverbot. Salzburger 
Gemeindeordnung 1965; keine Zuständigkett des Bürger- 

meisters zur Erlassung von Verordnungen 
Erk. v. 18. März 1975, V 13/74 (siehe Anlaßfall Slg. 7528/1975; vgl. Kund- 

machung LGBl. 53/1975) 

Die gemäB g 52 Z. 13 der Straßenverkehrsordnung 1960 erlassene Ver- 
ordnung des Bürgermeisters der Stadtgemetnde Hallein betreffend das 
Parkverbot in der Johannes Döttl-Straße östlich entlang der Volksschule 
mit dem Zusatz „ausgenommen Lehrkräfte, gilt nur an Schultagen von 
7 bis 13 Uhr" wird als gesetzwidrig aufgehoben. 

Die Salzburger Landesregierung ist zur unverzüglichen Kundmachung 
der Aufhebung im Landesgesetzblatt verpflichtet. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Der Bürgermeister der Stadtgemeinde Hallein hat am 1. Jän- 
ner 1970 eine Verordnung erlassen, die ein Parkverbot in einem 
Teilbereich der Johannes Döttl-Straße — einer Gemeindestraße- 
zum Gegenstand hat. Der diese Verordnung betreffende Aktenver- 
merk des Bürgermeisters vom selben Tage lautet wie folgt: 

„Gemäß g 44 Abs. 1 StVO 1960 wird festgestellt, daß an nach- 
stehenden Grtlichkciten Verordnungen durch folgende Straßenverkehrs- 
zeichen kundgemacht wurden: 

Johannes Döttl-Straße 

6. Gstlich entlang der Volksschule an einer Standsäule die Verbots- 
zeichen, Beschränkung für Halten oder Parken' mit den Zusatztafeln mü 
der Aufschrift, Ausgenommen Lehrkräfte', gilt nur an Schultagen von 
7 bis 13 Uhr Anfang und Ende' nach ) 52 (13) der StVO 1960. " 

Die in diesem Aktenvermerk erwähnten Straßenverkehrszeichen 
(einschließlich der Zusatztafeln) sind an Ort und Stelle angebracht. 


